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Griechenland: Perspektiven  
nach dem 3. Memorandum
von Axel Troost

Das griechische Parlament hat ein neues 
hartes Sparprogramm gebilligt. 153 Ab-
geordnete der Regierungskoalition un-
ter dem linken Ministerpräsidenten Ale-
xis Tsipras votierten dafür. Das von den 
Gläubigerländern erzwungene Sparpa-
ket umfasst u.a. Rentenkürzungen sowie 
Steuererhöhungen und soll weitere mil-
liardenschwere Finanzhilfen der Gläu-
biger ermöglichen. Nach Angaben des 
Verbandes der griechischen Rentner 
geht es mittlerweile um die 15. Renten-
kürzung seit 2010. Die Abstimmung war 
von heftigen Protesten begleitet.

Dieses neue Spardiktat war von den 
Gläubigerländern gefordert worden und 
betrifft die Jahre nach dem 3. Memo-
randum, das Mitte 2018 ausläuft. Unter 
Führung Deutschlands wollten die Kre-
ditgeber mit weiteren Kürzungen in den 
Jahren 2019 und 2020 den »Erfolg« der 
Sanierung durchsetzen. Dennoch wer-
den diese Einsparungen bereits jetzt als 
Belastung erfahren. Sie wirken demora-
lisierend und erzeugen Missmut. Bei der 

sicherte, mit diesem Programm könne 
Griechenland im Sommer 2018 wie-
der finanziell auf eigenen Beinen ste-
hen. Die Opposition bezeichnete dage-
gen seine Politik als einen »Albtraum«. 
Tsipras wies die Kritik zurück: Die Op-
position rede ständig die Katastrophe 
herbei. «Nur sie kommt nicht», sagte 
er. Seine Politik werde im Sommer 2018 
das Land aus der Krise und der Kura-
tel der Gläubiger herausgebracht haben, 
betonte der linke Regierungschef. Damit 
werde der Weg offen sein für eine Re-
duzierung des griechischen Schulden-
berges.

Griechenland braucht bis zum 
Juli wieder neue Kredite aus dem 
86 Mrd. Euro schweren dritten 
»Hilfs«programm, von dem bislang 
32 Mrd. Euro ausbezahlt sind. Es ste-
hen Rückzahlungen in Höhe von sieben 
Mrd. Euro an, die Griechenland aus ei-
gener Kraft nicht leisten kann. Das Land 
braucht neue Gelder, um im Juli Schul-
den zurückzahlen zu können. Die Re-

Regierungspartei Syriza zeigt sich dies 
in einer weiteren Verschlechterung der 
Zustimmungswerte.

Die Gläubiger-Institutionen haben 
Ende Mai erneut einen Kompromiss – 
weitere Kürzungen, Schuldenerleichte-
rungen und Auszahlung einer weiteren 
Kredittranche an Griechenland –ver-
tagt. Die Hardliner-Politik von Schäuble 
wird erneut zum Faktor des Nieder-
gangs in Griechenland.

Ministerpräsident Alexis Tsipras ver-
teidigt die Einschnitte als letzten Schritt 
in eine bessere Zukunft. »Niemand 
leugnet die damit verbundenen Schwie-
rigkeiten, aber dies eröffnet uns einen 
Weg. Es ist ein entscheidender Wen-
depunkt«, sagte Tsipras vor den Ab-
geordneten. Die Regierung unter Mi-
nisterpräsident Tsipras von der linken 
Syriza-Partei und sein rechtspopulis-
tischer Juniorpartner, die Unabhängi-
gen Griechen (Anel), versprechen sich 
von dem Spardiktat Einnahmen in der 
Höhe von 4,5 Mrd. Euro. Tsipras ver-
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gierung in Athen ist mit dem erneuten 
Sparprogramm in Vorleistung gegan-
gen,  um eine neue Tranche über 7,5 
Mrd. Euro aus dem Hilfsprogramm zu 
erhalten. Faktisch geht es um die Um-
schichtung von Krediten, nicht um fri-
sches Geld für staatliche Ausgaben 
oder Investitionen. Die Linksregierung 
hofft zudem darauf, in das Anleihen-
kaufprogramm der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) aufgenommen zu wer-
den und in den kommenden Monaten 
an die Finanzmärkte zurückkehren 
zu können. Im Prinzip will Griechen-
land sich endlich wieder auf eigenen 
ökonomischen Beinen bewegen kön-
nen. Selbstverständlich ist die umfas-
sende gesellschaftliche Erneuerung da-
mit noch nicht in der Schlussgeraden. 
Aber die Wiederherstellung des gesell-
schaftlichen Vertrauens wird selbst zum 
wichtigen Faktor der Überwindung der 
Krise. Griechenland müsste aus den 
kurzfristigen Erpressungsmanövern he-
rauskommen und die Chance für eine 
längerfristig angelegte Strukturpolitik 
erhalten.

Tsipras stellte erneut klar, dass seine 
Regierung die Sparmaßnahmen nur 
dann umsetzen werde, wenn Griechen-
lands Gläubiger die versprochenen 
Maßnahmen zur Verringerung des 
Schuldenbergs einhalten. Das vom Par-
lament verabschiedete Paket sieht auch 
Hilfen für die untere soziale Schicht – 
faktisch Ärmsten der Armen – vor. Dazu 
gehören etwa Zuzahlungen zur Miete 
und für Medikamente. Die Sparmaß-
nahmen sollen für die Jahre 2019 bis 
2021 gelten. Die griechische Linksre-
gierung und unabhängige Experten ver-
weisen zu Recht darauf, dass die Kon-
solidierung unzureichend ausfalle, weil 
geringes Investorenvertrauen und Unsi-
cherheit über die weitere Ausgestaltung 
der Hilfsprogramme selbst zum Stör-
faktor würden. Aus denselben Gründen 
sind nach Presseangaben in den vergan-
genen Monaten mehr als vier Mrd. Euro 
an Einlagen von griechischen Banken 
abgezogen worden. Experten zufolge 
sind die schleppenden Verhandlungen 
der Regierung mit den internationa-
len Geldgebern über neue Finanzhil-
fen auch mit ein Grund für den Rückfall 
der griechischen Wirtschaft in die Re-
zession.

Immer wieder wird von einem 
Durchbruch in der Auseinandersetzung 
um die Verschuldung Griechenlands be-
richtet. Auch der griechische Finanz-
minister, Efklidis Tsakalotos, hat ver-
schiedentlich von einer finalen Einigung 
gesprochen. Die Kernfrage lautet: Ist 
Griechenland in Wahrheit überschuldet, 
sodass mit stets neuen Milliardenkre-
diten also nur eine Insolvenzverschlep-
pung betrieben wird? Die Europäer sa-
gen Nein. Der IWF in Washington 
hingegen ist skeptisch – und sieht die 
Europäer in der Pflicht, Athen entge-
genzukommen.

Obwohl häufig vom Durchbruch ge-
sprochen wird, gibt es massive Hinder-
nisse. Die wichtigsten Fakten: 

Die griechische Regierung hat jetzt 
den Parlamentsbeschluss herbeigeführt, 
die Pensionen ab 2019 um bis zu 18% zu 
kürzen, die Steuerbasis zu verbreitern, 
indem der Steuerfreibetrag von 8.636 
Euro um 34% reduziert wird, und Ent-
lassungen leichter möglich zu machen. 
Bisher hat sich die Regierung der radi-
kallinken Syriza-Partei unter Alexis Tsi-
pras gegen Rentenkürzungen gewehrt. 
Den Steuern konnten die Reichsten im 
Land bisher oft entgehen, und ein gelo-
ckerter Kündigungsschutz bringt in ei-
ner schwierigen Wirtschaftslage wie in 
Griechenland wenig, wenn schlicht die 
Jobs angesichts einer zu geringen Ge-
samtnachfrage fehlen. Die Wirtschaft 
des Landes ist seit 2010 um über 26% 
eingebrochen.

Die dem Land auferlegten Sparmaß-
nahmen hatten daran einen wesent-
lichen Anteil. Das ist Premier Tsipras 
und seinen Leuten nur zu bewusst. Sie 
schlagen die Sparmaßnahmen nicht vor, 
weil sie davon überzeugt wären, son-
dern weil sie sich davon die Auszahlung 
der dringend benötigten Gelder verspre-
chen, um im Sommer einen Staatsban-
krott zu verhindern. Außerdem hoffen 
sie, dass die Gläubiger durch einen sol-
chen Akt des guten Willens bereit sind, 
zumindest auf einen Teil der Schulden 
zu verzichten. Gemessen am Bruttoin-
landsprodukt des Landes ist die Ver-
schuldungsquote Griechenlands mit 
178% die höchste in Europa. Diese Ziel-
setzung liegt der Bewertung der Links-
regierung zugrunde, das jüngste Spar-
paket sei ein Schritt auf dem Weg zur 

Beendigung der Sparprogramme. Wenn 
die optimistischen Einschätzungen über 
künftiges Wirtschaftswachstum und ei-
nen hohen Primär überschuss tragen, 
darf die Regierung die zusätzlichen 
Überschüsse zur Finanzierung von wei-
teren Sozialausgaben oder Steuerer-
leichterungen einsetzen.

Die Vertreter der Europäischen 
Union und vor allem Deutschlands be-
streiten, dass die jüngste Vereinbarung 
den Weg frei macht zu einer nachhal-
tigen Lösung der Krise. Mit den ge-
forderten Sparmaßnahmen will die 
Hegemonialmacht Deutschland ihre Be-
völkerung – vor allem vor der Bundes-
tagswahl im Herbst – beruhigen: Im-
mer noch hält sich bei großen Teilen 
der Wahlbevölkerung der Mythos, dass 
mit deutschen Steuergeldern »die Ver-
schwendung der Griechen« finanziert 
wird. Bisher ist zwar noch kein Cent da-
von verloren gegangen. Der erste Schul-
denschnitt im Jahr 2012 hat nur private 
Gläubiger betroffen. Das wäre anders, 
wenn Griechenland jetzt ein Teil seiner 
Schuld erlassen würde, wie das die Re-
gierung Griechenlands hofft und der In-
ternationale Währungsfonds fordert. 
Vor den Wahlen in Deutschland will 
sich die politische Elite nicht auf eine 
Korrektur dieser falschen Vorstellungen 
einlassen.

Ein Schuldenerlass wird in Berlin ka-
tegorisch ausgeschlossen. Der sei mit 
dem europäischen Recht nicht verein-
bar, erklärt Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) schon seit vielen 
Monaten immer und immer wieder. Die 
Gespräche könnten sich damit allenfalls 
etwa auf die Laufzeit von Krediten und 
die Höhe der Zinsen konzentrieren.

Die Position von Finanzminister 
Schäuble und den anderen Finanzminis-
tern ist: Griechenland soll in den nächs-
ten Jahrzehnten Primärüberschüsse 
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im Staatshaushalt (Überschüsse abzüg-
lich Zinskosten) von 3,5% jährlich er-
wirtschaften, dann könnte das Land 
den Schuldenberg in kleinen Schrit-
ten tilgen. Eine solche Herkulesauf-
gabe hat bislang laut IWF noch kein 
überschuldetes Land geschafft – auch 
wenn es in einer deutlich besseren Lage 
dazu gewesen wäre als Griechenland 
jetzt. Die Forderung steht einzig dafür, 
der eigenen Bevölkerung vorzurechnen, 
dass das ausgeliehene Geld von Grie-
chenland wieder zurückbezahlt werden 
kann – auch wenn das höchst unwahr-
scheinlich ist. 

Letztlich sind aber auch die Politi-
kerInnen in den Gläubigerländern da-
ran interessiert, noch vor den Wahlen 
in Deutschland eine größere Katastro-
phe wie einen Staatsbankrott Griechen-
lands im Sommer zu verhindern. Daher 
ist es wahrscheinlich, dass sie gerade so 
viel Geld an Griechenland überweisen, 
dass die Katastrophe noch verhindert 
wird. Die Zahlung könnten sie dann 
mit dem jüngsten Sparpaket rechtfer-
tigen.

Der IWF entzieht sich dieser politi-
schen Logik und ist vorerst nicht wei-
ter bereit, eigenes Geld zum laufenden 
Rettungspaket für Griechenland bei-
zusteuern. Das Ziel eines Primärüber-
schusses von 3,5% über mehrere Jahre 
sei irreal. Hintergrund ist hier einer-
seits eine nüchterne ökonomische Ana-
lyse. Die IWF-Ökonomen rechnen ihren 
Gläubigerkollegen schon seit Längerem 
vor, dass ohne einen Schuldenschnitt 
weder die ökonomische Lage Griechen-
lands noch seine Verschuldungssitua-
tion nachhaltig verbessert werden kön-
nen.

Der Währungsfonds steht unter dem 
Druck seiner außereuropäischen Mit-
gliedsländer, vor allem in Asien, die den 
unverhältnismäßig großen Einfluss der 
Europäer und deren Sonderbehandlung 
kritisieren. Die Führung des Fonds un-
ter der Europäerin Christine Lagarde 
kann es sich daher jetzt auf keinen Fall 
mehr leisten, ohne einen Schulden-
schnitt den Europäern wieder entgegen-
zukommen. Die Beteiligung des IWF ist 
aber genau das, was vor allem Deutsch-
land unbedingt möchte, vor allem, weil 
man dort den übrigen Europäern zu we-
nig traut.

Es gibt seit Anfang April eine Grund-
satzeinigung mit den Gläubigern: Für 
die Jahre 2019 und 2020 – also nach 
Abschluss des dritten Programms – soll 
die griechische Regierung zusätzliche 
finanzielle Mittel von insgesamt etwa 
2% des griechischen Bruttoinlands-
produktes einsparen. Die erste Hälfte 
(1%) betrifft Einsparungen im Renten-
system, die bereits im Jahr 2019 umge-
setzt werden sollen. Die zweite Hälfte 
(ebenfalls 1%) soll durch Einnahmen 
aus der Steuerreform aufgebracht wer-
den. Sollten die Spar- und Reformbe-
mühen Athens Früchte tragen, könnten 
Mittel in Höhe von 1,8 Mrd. Euro anfal-
len. Eingesetzt werden sollen diese Mit-
tel zur Bekämpfung der Kinderarmut 
und für die Schaffung neuer Arbeits-
plätze für die junge Generation. Außer-
dem sollen RentnerInnen ihre Medi-
kamente günstiger erhalten als bisher. 
Finanzminister Tsakalotos zeigte sich 
zufrieden, dass Massenentlassungen 
nicht weiter forciert werden, und dass es 
keine Aussperrungen seitens der Arbeit-
geber (Lockout) geben werde. Alles in 
allem fasste der griechische Finanzmi-
nister zusammen: »Wir haben uns auf 
das Grundlegende geeignet. Jetzt ste-
hen noch die Details aus.« Diese Ver-
einbarung ist die Basis dafür, dass wei-
tere Hilfskredite aus dem bis zu 86 Mrd. 
Euro umfassenden dritten Rettungspa-
ket freigegeben werden können. Tat-
sächlich wurden bisher erst 31,7 Mrd. 
Euro ausgezahlt, sodass noch 54,3 Mrd. 
Euro verbleiben.

Tsipras erklärte erneut, dass seine 
Regierung die Sparmaßnahmen nur 
dann umsetzen werde, wenn Griechen-

lands Gläubiger die versprochenen 
Maßnahmen zur Verringerung des 
Schuldenbergs einhalten. »Das habe ich 
sowohl der Chefin des IWF, (Christine) 
Lagarde, als auch (Bundeskanzlerin) 
Angela Merkel gesagt«, sagte Tsipras. Er 
zeigte sich jedoch optimistisch. Es gebe 
bereits Beratungen zwischen den Gläu-
bigern, wie der Schuldenberg reduziert 
werden könne. Die Eurofinanzminister 
trafen sich am 22. Mai, um über den Ab-
schluss der Reformüberprüfung in Grie-
chenland zu beraten und, wenn mög-
lich, neue Finanzmittel für das hoch 
verschuldete Land freizugeben. Dabei 
wurde die Entscheidung über die Mittel-
freigabe erneut vertagt wie auch ein Be-
schluss über Schuldenerleichterungen.

Griechenland hat 2016 bei den öf-
fentlichen Finanzen einen Primärüber-
schuss mit 4,2% der Wirtschaftslei-
stung (Vorgabe war 0,5%) erzielt. Doch 
selbst der »normale«, nominale grie-
chische Haushaltssaldo lag mit einem 
Überschuss von 0,7% des BIP erstmals 
seit vielen Jahren im Plus. Die staatli-
che Bruttoschuld stagnierte bei 179% 
des BIP, womit Griechenland der Staat 
mit der höchsten Schuldenquote in der 
EU geblieben ist. Die Ecofin Minister 
Schäuble und Diesselblom, der IWF, 
aber auch die linken Kritiker von Syriza 
bezweifeln, dass diese positiven Daten 
belastbar sind. Sie basierten zum Teil 
auf temporäre Faktoren und seien des-
halb nicht nachhaltig.

Auf den ersten Blick ist diese Skep-
sis begründet. Die griechische Wirt-
schaft ist Anfang 2017 in die Rezession 
zurückgefallen. Das Bruttoinlandpro-
dukt schrumpfte von Januar bis März 
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minimal um 0,1% zum Vorquartal. Ende 
2016 war die Wirtschaftsleistung schon 
um 1,2% zurückgegangen. Ökonomen 
sprechen bei zwei aufeinanderfolgenden 
Minus-Quartalen von einer Rezession.

Experten machen für den Rück-
schlag die schleppenden Verhandlungen 
der Regierung mit den internationalen 
Geldgebern über neue Finanzhilfen mit-
verantwortlich, die Unternehmen und 
Konsumenten lähmten. Finanzminis-
ter Tsakalotos argumentiert seit Mo-
naten, dass die von den Gläubigern er-
zeugte und verstärkte Unsicherheit die 
Investitionen und den gesamten Sanie-
rungsprozess gefährde. Viele Experten 
gehen davon aus, dass die Wirtschaft 
im laufenden Frühjahrsquartal wieder 
in die Wachstumsspur zurückkehrt. Die 
Dynamik dürfte sich in den kommen-
den Monaten bessern, ein Grund da-
für sei die erwartete »starke Tourismus-
saison«. Viele TouristInnen bleiben aus 
Angst vor Anschlägen und der politisch 
unsicheren Lage einst populären Zielen 
wie der Türkei und Ägypten fern, wovon 
Griechenland profitiert.

Gleichwohl hat die EU-Kommission 
ihre Wachstumsprognose 2017 für das 
Land von 2,7% auf 2,1% gesenkt. Auch 
sie begründete dies u.a. mit der Unsi-
cherheit rund um das Reformpaket, mit 
dem die internationalen Gläubiger das 
Land wettbewerbsfähiger machen wol-
len. Das alles zeigt, dass die Austeritäts-
politik als Rezept zur Wiederherstellung 
der griechischen Wettbewerbsfähig-
keit – einem Mantra von Finanzminis-
ter Schäuble – gescheitert ist. Dessen 
Europapolitik besteht im Wesentlichen 
darin, ein europäisches Verbot der 
Neuverschuldung durchzusetzen (»Fis-
kalvertrag«) und Staaten eine strikte 
Sparpolitik aufzuzwingen. Alles andere 
ist nachrangig.

Das Problem dieser Politik sind nicht 
nur die sozialen Härten, sondern dass 
Austeritätspolitik schlicht nicht funkti-
oniert. Aus Sicht der griechischen Be-
völkerung ist offensichtlich, wie sehr 
diese Politik gescheitert ist. Aus Sicht 
vieler Deutschen hat Schäuble dage-
gen schon viel zu oft nachgegeben, weil 
er immer wieder neue Finanzhilfen be-
willigt hat. Ein Teil seiner eigenen Bun-
destagsfraktion hat bei der Abstimmung 
zum letzten Finanzhilfeprogramm offen 

gemeutert, was für deutsche Verhält-
nisse sehr ungewöhnlich war. Schäuble 
gibt auch deswegen den Hardliner, um 
seinen eigenen Laden zusammenzuhal-
ten. Ein anderes Motiv ist aber auch, 
an Griechenland ein Exempel zu sta-
tuieren: Wer sich nicht an die Regeln 
hält, bekommt dies drastisch zu spüren. 
Das dadurch angerichtete Elend wird 
in Kauf genommen, um andere Regie-
rungen im Geist der neoliberalen Politik 
zu disziplinieren.

Das vom Parlament verabschiedete 
Paket sieht auch Hilfen für die Ärmsten 
der Armen vor - etwa Zuzahlungen für 
die Miete und für Medikamente. Die 
Sparmaßnahmen sollen für die Jahre 
2019 bis 2021 gelten. Tsipras äußerte im 
Plenum die Hoffnung, dass die neuen 
Maßnahmen den Weg für den seit Lan-
gem von seiner Regierung geforderten 
Schuldenschnitt freimachen: »Nach sie-
ben Jahren der Krise hoffen wir, dass 
wir endlich zu einer Globalvereinbarung 
mit den Geldgebern kommen, die auch 
Schuldenerleichterungen umfassen.«

Ob dieses Ziel erreicht wird, hängt 
auch davon ab, ob es zu einer Verstän-
digung zwischen IWF und – vor allem 
– der deutschen Regierung kommt. 
Griechenland hat die Maßnahmen, die 
Gegenstand der zweiten Programm-
überprüfung sein sollen, entweder 
schon umgesetzt oder alle dafür not-
wendigen Vorarbeiten auf den Weg ge-
bracht. Die internationalen Gläubiger 
dagegen sind sich in wichtigen Fragen 
uneins, verweigern sich Kompromis-
sen und tragen damit maßgeblich zu ei-
ner Verzögerung der Programmabwick-
lung bei. Eine besonders unrühmliche 
Rolle bei diesem Machtkampf kommt 
Bundesfinanzminister Schäuble zu, 
der vor der Bundestagswahl um keinen 
Preis Maßnahmen zustimmen will, die 
in der Öffentlichkeit als »Einknicken« 
gegenüber »den Griechen« interpre-
tiert werden könnten. Mit seiner wider-
sprüchlichen Haltung gegenüber dem 
IWF, dessen Forderung nach Schulde-
nerleichterung er einerseits schroff zu-
rückweist, den er aber andererseits als 
»Zuchtmeister« an Bord behalten will, 
ist er ein wesentlicher Blockadefaktor. 

Schäuble pocht auf Absprachen der 
Euro-Gruppe, wonach die Partner-
länder erst 2018  zum Ende des lau-

fenden Hilfsprogramms – »wenn not-
wendig« – Zusatzmaßnahmen bei den 
Schulden in Kraft setzen würden. »Da-
rüber werden wir noch ein bisschen 
reden und haben wir noch eine Dis-
kussion mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds.« Er rechne mit einer bal-
digen Auszahlung der Mittel aus dem 
laufenden Hilfsprogramm. Allerdings 
wurde der Beschluss zur Freigabe einer 
nächsten Hilfszahlung an Griechenland 
über 7,5 Mrd. Euro und der Kompro-
miss über Schuldenentlastungen in der 
Sitzung der Finanzminister der Euro-
Staaten Ende Mai erneut vertagt. Die 
Blockade von Schäuble bleibt bestehen: 
Er habe vom Bundestag kein Mandat, 
über neue Entlastungsschritte zu ver-
handeln, die im Charakter einem vierten 
Rettungsprogramm für Griechenland  
entsprächen. »Ohne ausdrückliche Er-
mächtigungen des Parlaments können 
wir gar nicht über neue Programme ver-
handeln.« Gabriels Aufforderung, end-
lich Zugeständnisse zu machen, weist 
der neoliberale Zuchtmeister zurück: 
»Es ist völlig ausgeschlossen, dass ein 
deutscher Finanzminister zu irgendei-
nem Zeitpunkt in Brüssel etwas tut, was 
er nach den deutschen Gesetzen nicht 
tun darf.«

Im Sommer 2018 läuft das Rettungs-
paket aus. Für die Folgezeit verspricht 
Tsipras einen »Tsunami an Investiti-
onen«. Es würde schon deutlich wei-
terführen, wenn der augenblickliche 
Rinnsal durch einen kräftigen Platzre-
gen ersetzt würde. »Unser Hauptziel ist 
es, aus der Aufsicht herauszukommen. 
Danach kommt der Zeitpunkt, an dem 
die Leute diese Regierung fair beurtei-
len können. Nicht im Moment. Nicht 
in den nächsten Wochen. Am Ende un-
serer vier Jahre als Regierung. Dann 
können sie uns vergleichen«, sagt die 
Wirtschaftsministerin, Efi Achtsio-
glou. Kann Griechenland die repres-
sive Kontrolle durch die Gläubigerlän-
der abschütteln, könnte das Vertrauen 
bei den Investoren zurückkehren und 
die gepeinigte Bevölkerung wieder in 
eigener Regie ihre ökonomischen und 
gesellschaftlichen Angelegenheiten re-
geln.


